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Auszug aus dem Plenarprotokoll vom 20. Juni 2013 
 
 
 
Vizepräsidentin Christine Stahl, MdL: 
 
Die Änderung des Artikels 70 der Bayerischen Verfassung 
klingt für uns GRÜNE zugegebenermaßen sehr 
verführerisch. Wir sollen zukünftig die Staatsregierung 
in Angelegenheiten, die die Europäische Union betreffen 
und über die dann die Staatsregierung im Bundesrat 
entscheiden soll, binden können. Ich habe bisher 
nicht erlebt, dass wir uns in den Debatten, in denen 
es um europäische Kompetenzen und europäische 
Themen gegangen ist, vornehm zurückgehalten hätten, 
bloß weil dies keinen Verfassungsrang hat. Dafür 
brauche ich die Bindungswirkung nicht in die Verfassung 
hineinzuschreiben. Ich folge hierzu ganz eindeutig 
der Meinung derjenigen Experten, die das, was wir 
tun, für verfassungswidrig halten. Dieser Durchgriff ist 
aus unserer Sicht verfassungswidrig. 


